
 
 
 

08.05.2014 Niederschrift Fin/002/2014 

 

Ausschuss für Finanzen und Beteiligungen 
am 14.04.2014 | Kreishaus Unna | Freiherr-vom-Stein-Saal II/III |  
Friedrich-Ebert-Straße 17 | 59425 Unna 
 
 
Beginn 16:00 Uhr Ende 17:30 Uhr 
 
 
Anwesend: 

Vorsitzender 

Herr Wolfgang Barrenbrügge  

Kreistagmitglieder SPD 

Frau Brigitte Cziehso  

Herr Jens Hebebrand  

Herr Wolfgang Kerak  

Herr Dieter Mendrina  

Herr Gerd Oldenburg  

Herr Hans-Jörg Piasecki  

Herr Heinz Steffen  

Herr Walter Teumert  

Frau Manuela Werbinsky  

Kreistagmitglieder CDU 

Herr Peter Dörner  

Herr Dipl. Ing. Wilfried Feldmann  

Herr Paul-Heinz Kranemann  

Herr Gerhard Meyer  

Kreistagmitglieder BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Frau Andrea Hosang  

Herr Jochen Nadolski-Voigt  

Kreistagmitglieder FDP 

Herr Michael Klostermann  

Herr Andreas Wette  

Kreistagmitglieder DIE LINKE. 

Herr Werner Sell anwesend bis 17.15 Uhr 

Kreistagmitglieder FWG 

Herr Dieter Albert  

Sachkundige Bürger/innen GFL 

Herr Prof. Dr. Johannes R. Hofnagel  
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Verwaltung 

Herr Dr. Thomas Wilk, Kreisdirektor  

Herr Heinz Appel, Fachdienstleiter  

Frau Birgit Scholz, Schriftführerin  
 
 

Herr Barrenbrügge begrüßt die anwesenden Damen und Herren und eröffnet die Sitzung. Er stellt die form- 

und fristgerechte Einladung sowie die Beschlussfähigkeit des Ausschusses fest. Änderungen oder Ergän-

zungen in der Tagesordnung ergeben sich nicht, so dass wie folgt beraten wird:  

  
 

Tagesordnung: 

Öffentlicher Teil 

 

Punkt 1    Fragestunde für Einwohnerinnen und Einwohner 
   

Punkt 2   049/14 Fortführung der Schulsozialarbeit im Schuljahr 2014/2015 
   

Punkt 3    Vorläufige Daten zum Jahresabschluss 2013; 

Mündlicher Bericht 
   

Punkt 4   054/14 Budgetbericht zum Stichtag 31.03.2014 
   

Punkt 5    Ausblick auf das Gemeindefinanzierungsgesetz 2015; 

Mündlicher Bericht 
   

Punkt 6    Mitteilungen der Verwaltung und Anfragen 
   

 

Nichtöffentlicher Teil 

Punkt 7    Mitteilungen der Verwaltung und Anfragen 
   
 
 

Öffentlicher Teil 

Punkt 1  Fragestunde für Einwohnerinnen und Einwohner 

 

Fragen von Einwohnerinnen und Einwohnern ergeben sich nicht. 

  

 

Punkt 2 049/14 Fortführung der Schulsozialarbeit im Schuljahr 2014/2015 

 

Erörterung 

Herr Dr. Wilk bezieht sich auf Ziffer 3 des Beschlussvorschlages und führt aus, dass eine Entscheidung des 

Bundesministeriums für Arbeit und Soziales vorläge. Die Entscheidung sei vom 09.04.2014. Die Verwaltung 

hätte es durch die Presse am 10.04.2014 erfahren und schriftlich, über den Landkreistag, heute Morgen. Die 
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nicht verbrauchten Mittel aus dem Bildungs- und Teilhabepaket im Jahr 2012 würden in vollem Umfang zu-

rückgefordert. Das Land werde voraussichtlich gegen den Bund eine entsprechende Klage erheben. Die 

zurückgeforderten Mittel stehen damit zur Finanzierung der Schulsozialarbeit für das Schuljahr 2014/15  im 

Kreishaushalt nicht zur Verfügung. Er bitte um eine politische Entscheidung, inwieweit Mittel aus dem Kreis-

haushalt zur Verfügung gestellt werden sollten. Ein Empfehlungsbeschluss müsse heute nicht zwingend 

herbeigeführt werden; die Entscheidung treffe der Kreistag am 06.05.2014. 

 

Frau Cziehso betont für die SPD-Fraktion, dass die Schulsozialarbeit ein bedeutendes Thema sei. Es läge 

nun kein Risiko, sondern ein real existierendes Problem vor. Daher möchte die SPD-Fraktion Beratungsbe-

darf anmelden und spreche sich für eine Verschiebung der Beratungen in den Kreistag aus. Wichtig sei eine 

enge Abstimmung mit den Städten und Gemeinden des Kreises Unna. 

 

Die CDU-Fraktion halte die Fortsetzung der Schulsozialarbeit für ebenso wichtig, so Herr Meyer. Hier sei 

eine juristische Einschätzung von Bedeutung. Die CDU-Fraktion vertrete nach wie vor die Auffassung, dass 

für diese Aufgabe originär das Land zuständig sei, was auch die Bundesarbeitsministerin unterstreiche. Eine 

Entscheidung trage die Fraktion nur bei Stellung eines entsprechenden Änderungsantrages mit. Der Landrat 

müsste an das Land herantreten, genauso wie damals an den Bund, um die Schulsozialarbeit sicherstellen 

zu können. 

 

Frau Hosang (Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) teilt mit, dass der Landrat bereits auf ein finanzpoliti-

sches Risiko einer Rückforderung hingewiesen hätte (Seite 4 der Drucksache). Und nun hätte sich die Situa-

tion ergeben, dass die Schulsozialarbeit kreisseitig getragen werden müsse. Darüber möchte die Fraktion 

zunächst beraten und entsprechende Abwägungen treffen, um dann im Kreistag entscheiden zu können. 

 

Für die FDP-Fraktion meldet Herr Klostermann ebenfalls Beratungsbedarf an. Die Schulsozialarbeit sei wich-

tig, und es müssten gemeinsame Überlegungen zur Finanzierung angestellt werden. Es seien Deckungsvor-

schläge zu suchen, da die entsprechenden Mittel sicherzustellen seien. Eventuell müsste man eine Erhö-

hung der Kreisumlage in Betracht ziehen. 

 

Herr Sell teilt mit, dass auch die Fraktion DIE LINKE. noch beraten werde. Er habe bereits angeregt, auf 

Grundlage der interkommunalen Zusammenarbeit entsprechende Umschichtungen im finanziellen Bereich 

herbeizuführen, um die Schulsozialarbeit finanzieren zu können. Die Schulsozialarbeit habe eine große Be-

deutung. 

 

Herr Prof. Dr. Hofnagel (GFL) führt aus, dass für diese Ausgabeposition entsprechende Deckungsvorschläge 

bedeutsam seien. Er wünsche sich bis zur nächsten Kreistagssitzung von Herrn Dr. Wilk Informationen zu 

Alternativen sowie den Hintergründen der erfolgten Ablehnung. Des Weiteren möchte er von der Landesre-

gierung erfahren, wie sich diese eine Finanzierung vorstelle. Nähere Einzelheiten zum Zeitplan wüsste er 

ebenfalls gerne. 

 

Frau Hosang ergänzt, dass zunächst mögliche Deckungsvorschläge gesucht werden müssten. Zu bedenken 

sei auch, dass es eventuell zu einem Nachtragshaushalt kommen könnte. 

 

Herr Dr. Wilk führt aus, dass die Beschäftigungsverhältnisse der Schulsozialarbeiter zum 30.06. enden und 

daher eine Entscheidung zur Fortführung der Schulsozialarbeit in der Kreistagssitzung am 06.05.2014 ge-

troffen werden müsse. Die Haushaltsgrundsätze ließen grundsätzlich eine zusätzliche Erhöhung der Kreis-

umlage nur gegen Deckungsvorschläge zu. Es könne verwaltungsseitig gerne über Alternativen nachge-
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dacht werden, aber Überraschungen werde es angesichts der Größenordnung von rund 2 Mio. Euro nicht 

geben. Im Haushalt sei vieles nicht beeinflussbar, und somit hätte man hier kaum Spielräume. Das von ihm 

angesprochene Schreiben vom 09.04.2014 sowie die erfolgte Kommentierung durch das Rundschreiben des 

Landkreistages stelle er den Fraktionen und Gruppen zur Verfügung. 

 

Herr Kranemann (CDU-Fraktion) wünsche sich eine Verständigung der Politik zur nächsten Kreistagssitzung 

am 06.05.2014, um die Schulsozialarbeit fortführen zu können. Wichtig sei, dass den betroffenen Schulsozi-

alarbeitern am 06.05.2014 ein klares Signal für ihre berufliche Zukunft gegeben werden könne. Des Weite-

ren vertrete er die Ansicht, dass ein Budgetbericht nach einem halben Jahr viel aussagekräftiger sei. 

 

Herr Meyer teilt mit, dass die Kommunen frühzeitig einbezogen werden müssten, denn eine Fortführung der 

Schulsozialarbeit, unter Abwägung aller Vor- und Nachteile, funktioniere seiner Meinung nach nur in enger 

Zusammenarbeit mit den Kommunen. Diese müssten genau wissen, worum es gehe, gerade auf finanzieller 

Ebene. 

 

Herr Dr. Wilk führt aus, dass die Thematik am 30.04.2014 in der Bürgermeisterkonferenz angesprochen 

werde. Noch vor der Kreistagssitzung am 06.05.2014 erfolge eine Rückmeldung zum Feedback der Bürger-

meister. Von der Definition her handele es sich um eine freiwillige Aufgabe und angesichts der vielen Pflicht-

aufgaben, mindestens 60 Prozent des Kreishaushaltes seien soziale Transferleistungen, bleibe nicht viel 

freier Spielraum übrig. Damit möchte er keineswegs die Aufgabe bewerten, sondern lediglich die Definition 

darstellen. 

 

Auf Anmerkungen aus dem Ausschuss äußert Herr Dr. Wilk, dass auch eine klare Positionierung gegenüber 

dem Landkreistag erfolgen werde. Dem Rundschreiben sei zu entnehmen, dass der Deutsche Landkreistag 

gegenüber dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales in gebotener Weise reagieren werde. Parallel 

dazu sollte die Arbeitsgemeinschaft der drei kommunalen Spitzenverbände in Nordrhein-Westfalen das Mi-

nisterium für Arbeit, Integration und Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen auffordern, diese Rechtsfrage 

gemeinsam mit anderen Ländern gerichtlich klären zu lassen, um die Interessen der kommunalen Träger 

sichern zu können. 

 

In der heutigen Sitzung wird kein Empfehlungsbeschluss getroffen; die Entscheidung wird bis zur 

Kreistagssitzung am 06.05.2014 zurückgestellt. 

 

 

Punkt 3  Vorläufige Daten zum Jahresabschluss 2013; 

Mündlicher Bericht 

 

Erörterung 

Herr Dr. Wilk berichtet anhand einer Folienpräsentation zum Jahresabschluss 2013. Die Folien sind dieser 

Niederschrift als Anlage 1 beigefügt. 

 

Herr Dr. Wilk ergänzt, dass bereits im Jahr 2013 die Möglichkeit bestanden hätte, die Einheitslastenaus-

gleichsgesetz-Bedarfsumlage (ELAG-Bedarfsumlage) zu erheben. Davon hätte man abgesehen. In diesem 

Jahr würde die Bedarfsumlage voraussichtlich erhoben. Aber der Grundgedanke sei, zunächst alle haus-

haltsrechtlichen Angelegenheiten zu klären und somit alle Möglichkeiten auf Kreisebene zum Einsatz zu 

bringen, bevor die Städte und Gemeinden herangezogen werden. 
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Punkt 4 054/14 Budgetbericht zum Stichtag 31.03.2014 

 

Erörterung  

Herr Dr. Wilk erläutert die Drucksache und teilt mit, dass im Bereich 50 „Arbeit und Soziales“ noch der Aus-

fall der Rückstellung aus Bildung und Teilhabe in Höhe von 1,94 Millionen Euro für die Fortführung der 

Schulsozialarbeit berücksichtigt worden sei. Dieser Betrag müsse gedanklich dem Saldo in Höhe von 4,15 

Millionen Euro hinzugerechnet werden.  

Er betont, dass die Kosten der Unterkunft sowie die Eingliederungshilfe für Behinderte in ähnlicher Größen-

ordnung von jeweils rund 90 Mio. Euro den Haushalt negativ belasten würden. Es müsse alles dafür getan 

werden, diese Kosten einzudämmen. Zurzeit werde auf Bundesebene über die Einrichtung des Bundesleis-

tungsgesetzes diskutiert. Bezüglich der Kosten der Unterkunft solle gemeinsam mit den Städten und Ge-

meinden eine Begutachtung stattfinden. Dann werde geprüft, ob die dem Jobcenter zur Verfügung stehen-

den Mittel für Personal und Integrationsleistungen zielgerichtet zum Einsatz kämen. Bezüglich einer entspre-

chenden Umsetzung, Begutachtung durch einen neutralen Gutachter, solle mit den Bürgermeistern noch vor 

den Sommerferien diskutiert werden. 

 

Frau Cziehso habe erfahren, dass vermehrt Personen, die in der Obhut der Bundesagentur gewesen seien, 

jetzt in die Grundsicherung fielen, weil diese Personen aus gesundheitlichen Gründen keine Tätigkeit auf-

nehmen könnten. Sie möchte gerne den Hintergrund in Erfahrung bringen. 

Diese Nachfrage wird die Verwaltung an das zuständige Dezernat bzw. den zuständigen Fachbereich wei-

tergeben. 

 

Auf Nachfrage von Herrn Klostermann führt Herr Dr. Wilk aus, dass über die Höhe der ELAG-Bedarfsumlage 

beraten werden müsse. Voraussichtlich würde auf die volle Höhe zurückgegriffen. Im Kreise der Kämmerer 

sei zur Thematik bereits diskutiert worden. Nach Ansicht der Kämmerer würden sich die Städte und Ge-

meinden damit einverstanden erklären. Im zweiten Halbjahr 2014 werde es im Kreistag zu einer Entschei-

dung kommen. 

 

Zur Anmerkung von Herrn Prof. Dr. Hofnagel antwortet Herr Dr. Wilk, dass es eine Nachtragssatzung nur bei 

einer maßgeblichen Abweichung geben werde. Hier könne nur noch bis zum 30.06.2014 agiert werden. Die 

ELAG-Bedarfsumlage hätte mit der Nachtragssatzung nichts zu tun. 

 

Herr Prof. Dr. Hofnagel erörtert, dass der Vortrag von Herrn Dr. Wilk im Haupt- und Finanzausschuss der 

Stadt Lünen positiv angekommen sei. Eine wiederkehrende Kommunikation in dieser Form wäre vorteilhaft 

und er hoffe, dass auch andere Kommunen davon Gebrauch machen würden. Dadurch entstünde mehr 

Bereitschaft zur Zusammenarbeit und das Verbesserungspotential könnte gesteigert werden. 

 

Der Budgetbericht zum Stichtag 31.03.2014 wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

Punkt 5  Ausblick auf das Gemeindefinanzierungsgesetz 2015; 

Mündlicher Bericht 

 

Erörterung 

Herr Dr. Wilk teilt mit, dass das Gemeindefinanzierungsgesetz (GFG) in den letzten Jahren regelmäßig be-

klagt worden sei, da sich immer jemand benachteiligt fühle. In dem Gutachten des Finanzwissenschaftlichen 
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Forschungsinstitutes an der Universität zu Köln (FiFo) seien einige Punkte angeführt worden, die in das GFG 

der kommenden Jahre eingearbeitet werden sollen. Das FiFo-Gutachten sei ein gutes Instrument, es hätte 

einige Aspekte angesprochen, die aber im GFG 2014 nur teilweise umgesetzt worden wären. Hinzu kommt, 

dass die finanzielle Ausstattung, also das Volumen im GFG, nicht ausreichend sei, denn die Steigerungen 

der Sozialaufwendungen wären nicht beherrschbar. Problematisch für den Kreis Unna sei der in dem FiFo-

Gutachten angeführte Vorschlag, den Soziallastenansatz abzusenken. Die Struktur des Kreises Unna ließe 

dies nicht zu, jede Absenkung des Soziallastenansatzes führe zum Nachteil.  

Zurzeit fänden Gespräche zwischen dem Ministerium für Inneres und Kommunales (MIK), der Staatskanzlei, 

dem Finanzministerium sowie den drei kommunalen Spitzenverbänden statt. Die Vorbereitungen für das 

GFG 2015 würden voraussichtlich nach Ostern zum Abschluss kommen. Hier gehe es zum Beispiel um den 

Verbundsatz, also wie die Landesfinanzausstattung verteilt werden solle. Zurzeit sei die kommunale Ebene 

zu schlecht ausgestattet; es müsse wieder eine Größenordnung von knapp 30 Prozent hergestellt werden. 

 

 

Punkt 6  Mitteilungen der Verwaltung und Anfragen 

 

1. Genehmigung des Kreishaushaltes 

Herr Dr. Wilk teilt mit, dass die Haushaltssatzung des Kreises Unna am 02.04.2014 durch die Bezirksre-

gierung Arnsberg ohne besondere Auflagen genehmigt worden sei. Es hätten sich folgende drei positive 

Dinge ergeben: 

a) Der Kreis Unna habe in den vergangenen Jahren einen guten Stellenabbau betrieben und er trete 

bei den Personalaufwendungen positiv hervor. 

b) Die Investitionsplanung des Kreises Unna sei positiv bewertet worden, die Leistungskraft der Städte 

und Gemeinden werde berücksichtigt. 

c) Der Kreis Unna habe seine Verbindlichkeiten in den letzten Jahren reduzieren können. 

 

2. Gesellschafterverträge der Unnaer Kreis-, Bau- und Siedlungsgesellschaft mbH (UKBS) und der 

Wirtschaftsförderungsgesellschaft für den Kreis Unna mbH (WFG) 

Herr Dr. Wilk teilt mit, dass sich dieser Ausschuss in einer seiner nächsten Sitzungen mit der Überarbei-

tung der Gesellschafterverträge der UKBS sowie der WFG beschäftigen werde. 

  
 
 
 
 

Herr Barrenbrügge teilt mit, dass er zum Ende dieser Wahlperiode aus der politischen Gremienarbeit aus-

scheiden werde und bedankt sich bei Politik und Verwaltung für die gute Zusammenarbeit. Er wünscht den 

ebenfalls aus der politischen Gremienarbeit ausscheidenden Personen alles Gute für ihren zukünftigen Le-

bensweg und den erneut kandidierenden Personen viel Erfolg. 

 

Herr Dr. Wilk bedankt sich bei den Ausschussmitgliedern für die gute Zusammenarbeit innerhalb der Wahl-

periode und insbesondere bei Herrn Barrenbrügge, der bereits seit 10 Jahren Vorsitzender dieses Aus-

schusses und seit 1999 Mitglied des Kreistages sei. 
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Anlagen 

Folienpräsentation “Vorläufige Daten zum Jahresabschluss 2013 – Bericht Herr Dr. Wilk 

  

  
 
 
gez. Wolfgang Barrenbrügge    gez. Birgit Scholz 
Vorsitzender    Schriftführer/in 
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